Flexibles Rentenalter endlich realisieren
Hugo Fasel, Nationalrat  und Präsident Travail.Suisse
Die Flexibilisierung des Rentenalters gehört zu den zentralen Forderungen von Travail.Suisse an das neue Parlament. In dieser Legislatur muss es endlich möglich werden, die vorzeitige Pensionierung für kleinere und mittlere Einkommen zu realisieren.

1. Ausgangslage

Die erste Auflage der 11. AHV-Revision ist im Mai 2004 in der Referendumsabstimmung mit rund 68 Prozent gescheitert. Sie wollte jährliche Leistungskürzungen im Umfang von fast einer Milliarde Franken durchsetzen. Das zentrale Anliegen einer Flexibilisierung des Rentenalters für Arbeitnehmende mit tieferen Einkommen wurde nicht berücksichtigt. Die Botschaft des Volkes war klar: Die Bevölkerung stimmt einer AHV-Revision nur zu, wenn der Akzent auf die Flexibilisierung des Rentenalters zugunsten kleiner und mittlerer Einkommen gelegt wird. Das haben auch die Abstimmungsverlierer anerkannt.
Seit der verlorenen Abstimmung hat der Bundesrat die Botschaften für eine Neuauflage der 11. AHV-Revision auf den Tisch gebracht. Darin schlägt er die Einführung einer Vorruhestandsleistung vor, basierend auf dem Bundesgesetz über Ergänzungsleistungen.
Vor den nationalen Wahlen im Herbst 2007 war das Interesse des Parlamentes gering, sich mit neuen Flexibilisierungsmodellen auseinander zu setzen. Stillstand prägte das politische Umfeld. Immerhin hat die SGK des Nationalrates im letzten Jahr eine Subkommission eingesetzt, die sich ausschliesslich mit der Frage der Flexibilisierung des Rentenalters befassen sollte, um konkrete Vorschläge auszuarbeiten. Das Resultat dieser Arbeiten liegt vor, die SGK wird sich an ihrer nächsten Sitzung vom 13. bis 15. Februar mit der Frage beschäftigen.
Travail.Suisse erwartet von der Neuauflage der 11. AHV-Revision, dass die Flexibilisierung des Rentenalters ins Zentrum gestellt wird und dass ein angemessener und akzeptabler vorzeitiger Altersrücktritt für kleinere und mittlere Einkommen ermöglicht wird.
2. Altersrücktritt heute

Heute gilt nach Gesetz Rentenalter 65 für Männer bzw. 64 für Frauen. Sowohl Männer wie Frauen können ihre Rente zwei Jahre vorbeziehen. Allerdings gilt dabei der volle versicherungstechnische Kürzungssatz von 6.8 Prozent pro Jahr für die ganze Rentendauer.
In der Realität zeigt sich aber, dass neben dem gesetzlichen Rentenalter weitere Faktoren für den Zeitpunkt der Pensionierung eine wichtige Rolle spielen. Ein Forschungsprogramm des Bundesamtes für Sozialversicherungen hat das heutige Rücktrittsverhalten und die bestimmenden Faktoren untersucht. Die zentralen Ergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

2.1 
Relation zwischen Einkommenshöhe und vorzeitiger Pensionierung (Grafik 1)
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Quelle: IDA ForAlt/BSV 2003 (Forschungsbericht Nr. 2/03)

Grafik 1 zeigt, dass mehr als die Hälfte der Arbeitnehmenden, die über ein Einkommen von mehr als 104'000 Franken verfügen, vorzeitig in Pension gehen. Bei der untersten Einkommenskategorie bis 25'600 Franken sind es hingegen nur 10 Prozent. Mit anderen Worten:  Je höher das Einkommen, desto höher die Wahrscheinlichkeit der vorzeitigen Pensionierung.

2.2 
Wahrscheinlichkeit der vorzeitigen Pensionierung in Abhängigkeit der Höhe der Rente aus der Zweiten Säule (Grafik 2)
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Grafik 2 zeigt, dass die Höhe der Rente aus der Zweiten Säule ein ganz entscheidender Faktor ist, ob jemand vorzeitig in Pension geht. Zwei Drittel aller Arbeitnehmenden, die mit einer monatlichen BVG-Rente von mehr als 1'900 Franken pro Monat rechnen können, gehen vorzeitig in Pension. 
2.3
Finanzierung des vorzeitigen Altersrücktritts
Wenn Arbeitnehmende vorzeitig in Pension gehen, stellt sich die Frage nach der Finanzierung der Einkommenslücke. 

Tabelle 1 Finanzierungsquellen der Frühpensionierung 

	Leistungen der 1. Säule
	8 Prozent

	Leistungen der 2. Säule
	61.4 Prozent

	Leistungen der 3. Säule
	2 Prozent

	Private Mittel
	28 Prozent

	Total
	100 Prozent


Quelle: IDA ForAlt/BSV 2003 (Forschungsbericht Nr. 2/03)

Wie Tabelle 1  zeigt, bilden die Renteneinkommen aus der Zweiten Säule den zentralen Finanzierungsfaktor.
Die oben aufgeführten Statistiken belegen, dass für Personen mit höheren Einkommen die Möglichkeit der vorzeitigen Pensionierung heute bereits gegeben ist. Die Wahlmöglichkeit dieser Personen existiert auch dann, wenn sie bei einem vorzeitigen Altersrücktritt die volle versicherungstechnische Kürzung bei der AHV-Rente tragen müssen. Sie können es sich ökonomisch leisten. Das gesetzlich vorgeschriebene Rentenalter hat also nur relative Bedeutung. Es hat seine harte Gültigkeit vor allem für jene Arbeitnehmenden, die zeit ihres Berufslebens nur über ein kleines Einkommen verfügten. Für sie gilt, ausharren bis zum gesetzlichen Rentenalter!
3. Gründe für eine Flexibilisierung des Rentenalters

Für Travail.Suisse gibt es eine Reihe von Gründen, warum die Arbeitnehmenden für die kommende AHV-Revision unbedingt eine Flexibilisierung des Rentenalters verlangen:

3.1 Gerechtigkeit und Fairness
Wie oben kurz erwähnt, können sich höhere Einkommenskategorien heute schon eine vorzeitige Pensionierung leisten. Sie verfügen über eine gut dotierte Zweite Säule und die Mittel daraus können bereits ab Alter 58 als Altersrenten bezogen werden. 
Obige Tabelle 1 zeigt, dass der grösste Teil der Frühpensionierungen aus Leistungen der beruflichen Vorsorge finanziert werden. Die AHV spielt eine sehr geringe Rolle. D.h. wer ein Leben lang ein gutes Einkommen erzielt hat und deshalb auch eine gute Zweite Säule hat, kann sein Pensionierungsalter weitgehend frei wählen; Personen mit tiefen oder mittleren Einkommen hingegen müssen bis 65/64 ausharren. Diese Situation ist aus Sicht von Travail.Suisse unfair und ungerecht. Wer während seines ganzen Berufslebens mit einem tiefen oder mittleren Einkommen zurechtkommen musste, soll deswegen nicht auch noch im Alter bestraft werden. Auch diese Einkommenskategorien sollen die Chance für einen fairen Übergang ins Rentenalter bekommen.
3.2 Gesundheit

Die Flexibilisierung des Rentenalters ist ein wichtiges Instrument, um der gesundheitlichen Situation der Arbeitnehmenden Rechnung zu tragen. Es gibt berufliche Tätigkeiten mit hoher körperlicher Beanspruchung, die zu Abnützungserscheinungen führen. Im Bausektor hat man auf diese Tatsache reagiert und die vorzeitige Pensionierung in einer branchenspezifischen Lösung verankert. In den meisten andern Sektoren der Wirtschaft sind aufgrund fehlender Sozialpartnerschaft und hoher Mobilität ähnliche Lösungen kaum möglich. Verbesserungen müssen deshalb über die AHV realisiert werden.
Die nachfolgende Tabelle zeigt, wie Beruf, Lebenserwartung und Invaliditätsrisiko miteinander verbunden sind.

Tabelle 2

	Sozio-professionelle Kategorie
	Invaliditätsrisiko
	mittlere Lebenserwartung

	Freie und akademische Berufe
	2.1%
	70.6 Jahre

	Selbständige und intermediäre Berufe
	8.4 %
	69.7 Jahre

	Nicht-manuelle qualifizierte Berufe
	12.6 %
	69.0 Jahre

	Qualifizierte manuelle Berufe
	19.8 %
	68.0 Jahre

	ungelernte Arbeiter
	25.4 %
	66.2 Jahre


Quelle: Caritas 2002
Es ist ein Akt der Fairness, wenn die AHV bei der Festsetzung des Rentenalters der gesundheitlichen Situation der Arbeitnehmenden und deren Auswirkung auf die Lebenserwartung Rechnung trägt.
3.3 Arbeitsmarkt

Die Flexibilisierung des Rentenalters stellt einen wesentlichen Beitrag für einen flexiblen Arbeitsmarkt dar. Wie die Erfahrungen der letzten zwanzig Jahre zeigen, werden in Zeiten von Umstrukturierungen und Arbeitslosigkeit vor allem ältere Arbeitnehmende entlassen. Mit Blick auf die Leistungen der Arbeitslosenversicherung werden sie zwei Jahre vor der Pensionierung abgeschoben, ohne Chance, überhaupt wieder eine Beschäftigung zu finden. Bis zur ordentlichen Pensionierung müssen sie regelmässig Bewerbungen einreichen, wohl wissend, dass kein Betrieb sie mehr will. Für die Betroffenen bedeutet dies Bitterkeit und das Gefühl am Ende der Berufskarriere definitiv nicht mehr gebraucht zu werden. 
Eine gezielte Flexibilisierung des Rentenalters in der AHV würde hingegen einen Beitrag für eine sozialverträgliche und faire Lösung bieten: Arbeitnehmende mit kleineren und mittleren Einkommen erhielten die Möglichkeit in Abhängigkeit von persönlicher Gesundheit, Arbeitsmarkt und konjunktureller Situation ihren Altersrücktritt wesentlich mitbestimmen zu können. In Phasen guter Konjunktur und Engpässen am Arbeitsmarkt würde dies bedeuten, dass einige bereit wären (in Abhängigkeit ihrer Gesundheit) bis zum Alter 65 weiter zu machen, bei schwierigen wirtschaftlichen Verhältnissen hingegen würden sie eher von den verbesserten Rücktrittsmöglichkeiten Gebrauch machen. Die AHV-Revision muss deshalb die Herausforderung bewältigen, die Lage auf dem Arbeitsmarkt und den individuellen Altersrücktritt sinnvoll miteinander zu verknüpfen.
Fazit: Aus den genannten Gründen geht für Travail.Suisse klar hervor, dass in der AHV vordringlich eine Flexibilisierung des Rentenalters realisiert werden muss, das allen Arbeitnehmenden offen steht und dabei den Aspekten der Fairness, der Gesundheit und des Arbeitsmarktes Rechnung trägt.

4. Modelle für einen Rentenvorbezug – einige grundsätzliche Bemerkungen
4.1 
Modell Bundesrat
Der Bundesrat hat in seiner Botschaft die Einführung einer Vorruhestandsleistung vorgeschlagen. Diese Leistung soll an Personen im Bereich des unteren Mittelstandes gehen, an Personen also, die heute faktisch von der Frühpensionierung ausgeschlossen sind, weil sie die mit dem Vorbezug verbundenen Kürzungen finanziell nicht verkraften können. Die Vorruhestandsleistung ist als Bedarfsleistung ausgestaltet und verlangt zudem eine lange Vorversicherungsdauer (20 Jahre obligatorisch in der AHV versichert sein). Sie soll ins Gesetz für Ergänzungsleistungen integriert werden. Weil es sich um eine Bedarfsleistung handelt, müsste die Vorruhestandsleistung auch nicht exportiert werden. In den Vereinbarungen der Schweiz mit der EU ist der Export von Ergänzungsleistungen nirgends vorgesehen. 

Die Gewissheit, dass die Schweiz diese Vorruhestandsleistung nicht exportieren müsste, ist aber mit dem neuen europäischen Koordinationsrecht nicht mehr sicher gestellt. Gemäss geltender Verordnung 1408 müsste die Vorruhestandsleistung zwar nicht exportiert werden. Die Verordnung 1408 soll jedoch durch die Verordnung 883 abgelöst werden. Gemäss dieser neuen Verordnung (Inkrafttreten voraussichtlich nach 2009) müsste aber neu auch die Vorruhestandsleistung ins Ausland überwiesen werden. Die Schweiz wird sich dieser Verordnungsänderung kaum entziehen können.
Folgerung: Das Modell des Bundesrates scheitert am Problem der Exportierbarkeit. Der Vorteil des Modells, die Bedarfsleistung im Ausland nicht abklären und die Leistung nicht exportieren zu müssen, ist damit verloren gegangen.
4.2 
Modell „Beitragsjahre“
Bei allen Modellen, die den Rentenbezug von der Zahl der Erwerbs- oder Beitragsjahre abhängig machen, stellt sich immer die schwierige Frage, was als Beitragsjahr überhaupt gelten kann. Es ist auch zu beachten, dass eine Regelung der vorzeitigen Pensionierung, die mit Beitragsjahren arbeitet, immer auch die internationale Ebene einbeziehen muss. Was in der Schweiz als Beitragsjahr gilt, kann beispielsweise anhand des Kriteriums „AHV-pflichtiges Einkommen“ pro Jahr definiert werden. Was hingegen als ausländisches Erwerbs- bzw. Beitragsjahr angerechnet werden müsste, wäre erst noch zu definieren. Modelle, die auf die Zahl der Erwerbs- bzw. Beitragsjahre abstellen, sind deshalb administrativ schwierig zu bewältigen. Sicher ist auch, dass die notwendige Datenbeschaffung im Ausland sehr aufwändig wäre.
Folgerung: Modelle, die für die Festlegung eines flexiblen Rentenalters auf Beitrags- bzw. Erwerbsjahren beruhen, sind aufgrund administrativer Hürden in der Praxis nicht mit der notwendigen Exaktheit umsetzbar.
4.3 
Modell „massgebendes Einkommen“
Ein weiterer Modellansatz besteht darin, die Möglichkeit des Rentenvorbezugs vom massgebenden Einkommen abhängig zu machen. Das massgebende Einkommen ist das durchschnittliche AHV-Einkommen während der gesamten Beitragszeit. Für die Berechnung des Durchschnittes werden frühere AHV-Einkommen mit dem Mischindex aufgewertet und so dem aktuellen Niveau von Kaufkraft und Löhnen angenähert. Dass massgebende Einkommen wird bereits heute für die Rentenberechnung verwendet und ist somit im AHV-System vorhanden. Zudem ist das massgebende Einkommen als Durchschnittseinkommen vieler Jahre ein guter Indikator der tatsächlichen sozio-ökonomischen Situation des AHV-Versicherten während seiner Erwerbszeit. Ein hohes massgebendes Einkommen ist die Folge von vielen Jahren mit gutem Lohn, ein tiefes massgebendes Einkommen verweist auf viele Jahre mit einem tiefen Lohn.

Folgerung: Mit einem Modell, das sich für den Vorbezug einer AHV-Rente auf das massgebende Einkommen stützt, kann innerhalb des bestehenden Systems und aufgrund vorhandener Daten eine einfach umsetzbare Lösung gefunden werden, die erst noch eine hohe Zielgenauigkeit in Bezug auf den anspruchsberechtigten Personenkreis aufweist.

Fazit: Für Travail.Suisse ist klar, dass sich die angestrebten Ziele nur mit einem Modell, das sich für die Anspruchsberechtigung für einen Rentenvorbezug auf das massgebende Einkommen stützt, erreichen lassen. 

